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Sehr verehrte Frau Präsidentin, Herr Ministerpräsident, werte Kolleginnen und Kollegen! Die 

Versammlungsfreiheit ist ein grundlegendes Funktionselement eines jeden freiheitlichen, rechts-

staatlichen und demokratischen Gemeinwesens. Es ist ein konstitutives Element, das für jede 

Staatsordnung tragend ist. Es ist ein lebendiges Element der Demokratie, das den Kampf der 

Meinungen darstellt und auch die geistige Auseinandersetzung prägt. Das Bundesverfassungsgericht 

sagt hierzu, es ist ein Stück ursprüngliche, ungebändigte Demokratie. Das muss man sich auf der Zunge 

zergehen lassen: Eine Versammlung ist eine ungebändigte Demokratie, gerade in einem Staat, in dem 

auch das Verfassungsgericht dazu sagt, dass Formen der direkten Demokratie in unserem Grundgesetz 

nicht überschwänglich vorgesehen sind. Da bleibt eigentlich nur noch das Versammlungsrecht, das 

diese ungebändigte Demokratie ermöglicht, dass Meinungsvielfalt auch auf der Straße stattfinden kann 

und der Bürger das Recht hat, seine Meinung auf der Straße frei und friedlich zu äußern. Was haben wir 

nun? Wir haben zwei Vorlagen, eine von der CSU und der FDP, eine andere von den GRÜNEN. Beim 

Vorschlag der CSU und FDP wird im Grunde die neueste Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-

richts umgesetzt. Da hält man sich also dran, was dringend notwendig war; denn die alte Regelung hatte 

doch das Diktum, dass man sagen kann, die Beschränkungen, die hier aufgebaut wurden, haben 

letztlich Versammlungsteilnehmer eingeschüchtert und an der Ausübung ihres Grundrechtes gehindert. 

So wurden jetzt im neuen Gesetz viele Punkte entschärft. Es hat jetzt, wie wir gehört haben, eine 

liberalere Handschrift. Darüber freuen wir uns, weil Liberalität etwas Freiheitliches ist; denn wir sind frei. 

Bayern pflegt eine liberale Lebensweise. Bayern hatte in seiner liberalen Blütezeit sehr enge Kontakte 

und Beziehungen zu Frankreich. Und Frankreich als Geburtsstätte der Europäischen Republik übte ein 

sehr ungebändigtes Verhältnis zur Demokratie aus. Dort wird also noch sehr kräftig auf die Straße 

gegangen. Da, kann man sagen, wäre man in Bayern manchmal froh, wenn man auch hier damit noch 

etwas ungebändigter umgehen könnte. Trotz der Abschwächung vieler Punkte ist aber noch immer 

schwer einschätzbar, welcher Belastungen und Risiken sich jemand aussetzt, wenn er dieses Grund-

recht auf Versammlungsfreiheit wahrnehmen will. Hier gibt es auch von unserer Seite immer noch 

Bedenken. Zur Vorlage der GRÜNEN muss man sagen, die Versammlungsfreiheit wird schon sehr hoch 

gehängt; ihr wird Rechnung getragen. Man sieht das Bemühen des Gesetzentwurfs, dass das 

Grundrecht auf Versammlungsfreiheit so wenig wie möglich eingeschränkt wer-den soll. Allerdings gibt 

es auch hier einige Punkte, die unseren Geschmack nicht ganz treffen. Zum Beispiel sehe ich die 

Einschränkung der Bannmeile eher kritisch, weil das Parlament kein Kreistag, sondern ein Legislativ-

Organ ist und Kreistag und Gemeinderat Exekutiv-Organe sind. Wenn die Bannmeile aufgehoben wird, 

weiß man nicht, wie nahe hier Einflussnahmen auf Entscheidungen im Parlament erfolgen können. 

Schön ist am Entwurf der GRÜNEN: Er ist kurz und verständlich. Es ist in der heutigen Gesetzesflut 

wohl-tuend, dass man auch wieder putzige Sätze machen kann. Aber trotzdem sind hier Ergänzungen 

notwendig, damit ein reibungsloser Ablauf von Versammlungen möglich ist und damit hier Behörden 

unterstützend für die Versammlung tätig werden können; denn auch die Behörden müssen im Grunde 

dieses Grundrecht auf Versammlungsfreiheit vor Missbrauch schützen. Das muss in einem Gesetz auch 

zum Ausdruck kommen. Wir haben zwei Ansätze vorliegen, doch was der eine zu weit springt, springt 

der andere nach unserer Meinung zu kurz. Beim einen schimmert ein leichtes Misstrauen gegen die 

Staatsgewalt durch. Beim anderen schimmert dagegen ein leichtes Misstrauen gegen diejenigen durch, 

die sich versammeln wollen. Die Wahrheit würde irgendwo in der Mitte liegen, und dafür müssen wir 

dann im Ausschuss kämpfen. (Beifall bei den Freien Wählern) 


